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10 AZR 554/94
2 Sa 944/92 Brandenburg
Verkündet am 
5. April 1995
Susdorf,
Reg.-Sekretär z.A. 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

Im Namen des Volkes! 
Urteil

In Sachen

PP-

hat der Zehnte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 5. April 1995 durch den Vorsit­
zenden Richter Matthes, die' Richter Hauck und Böck sowie die 
ehrenamtlichen Richter Lindemann und Walther für Recht er-
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kannt:

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


2

1. Die Revision des Klägers gegen das Urteil des 
Landesarbeitsgerichts Brandenburg vom 14. Ja­
nuar 1994 - 2 Sa 944/92 - wird zurückgewiesen.

2. Der Kläger trägt die Kosten der Revision.
V o n  R e c h t s  w e g e n !

T a t b e s t a n d  :

Die Parteien streiten über einen Anspruch des Klägers auf 
eine Sozialplanabfindung.

Der Kläger war bei der Rechtsvorgängerin der Beklagten seit 
dem 1. Juni 1973 beschäftigt; zuletzt war er als Leiter Fachpro­
jektierung des Betriebes Braunkohlenbohrungen und Schachtbau 
(BuS) W am Standort C mit einem Monatsbruttogehalt von
2.583,00 DM tätig. Der Kläger befand sich ab dem Frühjahr 1991 in 
Kurzarbeit 0 Stunden.

Am 15. Januar 1991 hatte der zuständige Direktor der Beklag­
ten auf einer Betriebsversammlung erklärt, daß die Braunkohlen­
förderung in der Lausitz auf mindestens die Hälfte reduziert 
werde und die Kurzarbeit von 0 Stunden von den Arbeitnehmern dazu 
genutzt werden sollte, sich selbständig nach neuen Arbeitsmög­
lichkeiten umzusehen. In einer Dienstbesprechung des Bereichsdi- 
rektörs am 17. Januar 1991 wurde unter Hinweis auf die schlechte 
Auftragslage zum Ausdruck gebracht, daß Mitarbeiter, die sich 
nach Abschluß eines Aufhebungsvertrages selbständig machten, ma­
ximal unterstützt würden. Der Direktor Projektierung informierte
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darüber die ihm unterstellten Mitarbeiter, darunter auch den Klä­
ger.

Nachdem er sich im März und April 1991 erfolglos beim Berg­
amt S sowie auf zwei innerbetriebliche Stellen bei der
Beklagten beworben hatte, fand der Kläger im Mai 1991 eine Be­
schäftigung bei einem anderen Arbeitgeber. Am 14. Mai 1991 ver­
einbarten die Parteien daher folgenden Aufhebungsvertrag:

"Der zwischen .., (den Parteien) bestehende Ar­
beitsvertrag vom 01.01.1987 wird hiermit einver­
nehmlich mit Ablauf des 14.05.1991 beendet.
Beide Vertragsparteien erklären ausdrücklich, daß 
damit alle Ansprüche aus dem Arbeitsverhältnis 
einschließlich derjenigen, die aufgrund der Been­
digung des Arbeitsverhältnisses entstanden sind, 
erledigt sind.
Werden in einem Sozialplan Leistungen vereinbart, 
auf die die betroffenen Werktätigen Anspruch 
haben, gelten sie rückwirkend.

Am 14. September 1991 vereinbarte der Vorstand der Beklagten 
mit dem Gesamtbetriebsrat einen Rahmensozialplan (im folgenden: 
RSP) für Arbeitnehmer, die nach dem 31. Dezember 1990 von Ratio- 
nalisierungs- oder Stillegungsmaßnahmen betroffen wurden. Die aus 
betrieblichen Gründen gekündigten Arbeitnehmer erhielten nach § 4 
des RSP eine einmalige Betriebsabfindung.

In einem "Kommentar zum Rahmensozialplan" des Vorstandes der 
Beklagten und des Gesamtbetriebsrates vom 9. Oktober 1991 heißt 
es u.a.:
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Als von Rationalisierungs- oder Stillegungsmaß­
nahmen betroffen, gelten auch Arbeitnehmer, die 
aus Gründen von Betriebsänderungen vom Arbeitge­
ber zum Ausscheiden mittels Aufhebungsvertrag 
oder persönlicher Kündigung durch den Arbeitneh­
mer veranlaßt wurden. ..."

Am 9. Januar 1992 vereinbarten der Vorstand der Rechtsvor­
gängerin der Beklagten und die bei dieser bestehenden Betriebs­
räte. einen Interessenausgleich, dessen Gegenstand u. a. die ge­
plante Überleitung des Betriebsteils Projektierung Bus W in
den Werksbereich S der Beklagten mit Wirkung vom 1. Ja
nuar 1992 war. Die Beschäftigten des Betriebsteils Projektierung 
BuS W sollten als interne Beschäftigungsgesellschaft (Inge­
nieurbetrieb) übernommen werden, die sodann schrittweise stillge 
legt werden sollte. Arbeitnehmer, die im Einvernehmen mit dem 
Leiter des Geschäftsbereichs Personal und in Abstimmung mit dem 
zuständigen Fachgebietsleiter mit Aufhebungsvertrag aus dem Un­
ternehmen ausschieden, weil sie von einer betriebsbedingten Kün­
digung unmittelbar betroffen worden wären, sollten den aus be­
trieblichen Gründen entlassenen Arbeitnehmern gleichgestellt 
werden.

Der Kläger verlangt von der Beklagten die Zahlung einer So­
zialplanabfindung aus dem RSP. Er meint, er habe unter dem Ge­
sichtspunkt der Gleichbehandlung und weil sein Arbeitsverhältnis 
mit der Beklagten während der zeitlichen Geltungsdauer der Be­
triebsvereinbarung durch betrieblich veranlaßten Aufhebungsver­
trag geendet habe, Anspruch auf eine Abfindung nach Maßgabe des 
RSP. Schließlich habe die Beklagte alle Arbeitnehmer, die sich
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wie er in Kurzarbeit 0 Stunden befunden hätten, unter Hinweis auf 
die schlechte Auftragslage und die angestandene Reduzierung des 
Braunkohlenabbaues aufgefordert, die Zeit der Kurzarbeit dazu zu 
nutzen, sich nach neuen Arbeitsmöglichkeiten umzusehen.

Der Kläger hat beantragt,

die Beklagte zu verurteilen, an ihn 16.272,00 DM 
nebst 4 % Zinsen seit dem 10. Juli 1992 zu zah­
len.

Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen. Sie ist 
der Ansicht, für den Kläger ergebe sich aus dem RSP unmittelbar 
kein Anspruch auf eine Abfindung, weil dieser eine Abfindung für 
den Fall der Beendigung des Arbeitsverhältnisses durch Abschluß 
eines Aufhebungsvertrages nicht vorsehe. Der Kläger habe auch 
deshalb keinen Anspruch auf eine Abfindung, weil es auf seine 
Person bezogen keine konkrete Äußerung des Arbeitgebers über den 
Wegfall der Beschäftigungsmöglichkeit gebe. Zum Zeitpunkt des Ab­
schlusses des Aufhebungsvertrages mit dem Kläger sei nicht abseh­
bar gewesen, ob sein Arbeitsverhältnis durch Umsetzung auf einen 
anderen Arbeitsplatz oder Versetzung in einen anderen Betrieb des 
Unternehmens hätte aufrechterhalten werden können.

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. Das Landesar­
beitsgericht hat die Berufung des Klägers zurückgewiesen und die 
Revision zugelassen. Mit dieser verfolgt der Kläger sein Klagebe­
gehren weiter. Die Beklagte bittet um Zurückweisung der Revision.
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E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e  :

Die Revision des Klägers ist nicht begründet. Die Vorinstan­
zen haben die Klage zu Recht abgewiesen. Dem Kläger steht kein 
Anspruch auf eine Abfindung nach dem Rahmensozialplan zu.

I. Das Landesarbeitsgericht hat zur Begründung seiner Entschei­
dung im wesentlichen ausgeführt, nach dem RSP und der ergänzenden 
gemeinsamen Interpretation der Betriebsparteien sei eine Abfin­
dung nur zu zahlen, wenn das Arbeitsverhältnis während der zeit­
lichen Geltungsdauer der Betriebsvereinbarung entweder durch be­
triebsbedingte Kündigung der Beklagten, betrieblich veranlaßte 
Eigenkündigung des Arbeitnehmers oder betrieblich veranlaßten 
Aufhebungsvertrag ende; die Aufhebung des Arbeitsverhältnisses 
des Klägers sei nicht betrieblich veranlaßt gewesen. Auch wenn 
festgestanden habe, daß der Arbeitsplatz des Klägers nach den Um­
strukturierungen nicht wieder eingerichtet werde, habe die Be­
klagte weder gegenüber dem Kläger geäußert, daß es für ihn keine 
Beschäftigungsmöglichkeit mehr gebe, noch seien zum damaligen 
Zeitpunkt die Um- und Versetzungen bei der Beklagten abgeschlos­
sen gewesen.

Auch aus einer Verletzung des Gleichbehandlungsgrundsatzes 
könne der geltend gemachte Abfindungsanspruch nicht hergeleitet 
werden. Es verstoße nicht gegen den allgemeinen betriebsverfas­
sungsrechtlichen Gleichbehandlungsgrundsatz des § 75 Abs. 1 
Satz 1 BetrVG, daß ein Abfindungsanspruch nach dem RSP und der 
gemeinsamen Interpretation nur dann entstehen solle, wenn eine 
konkrete Äußerung des Arbeitgebers gegenüber einem Arbeitnehmer
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hinsichtlich des Wegfalls der Beschäftigungsmöglichkeit abgegeben 
werde. Ebensowenig bilde der Aufhebungsvertrag eine Anspruchs­
grundlage für die vom Kläger begehrte Abfindung.

Dem schließt sich der Senat im Ergebnis und weitgehend auch 
in der Begründung an.

II. Der Kläger hat keinen Anspruch auf eine Sozialplanabfindung.

1. Ein Abfindungsanspruch des Klägers läßt sich nicht auf den 
RSP vom 14. September 1991 stützen.

a) Nach dem RSP (§ 4) erhalten die Arbeitnehmer, denen aus be­
trieblichen Gründen von der Beklagten gekündigt worden ist, eine 
Abfindung. Der Kläger ist jedoch aufgrund des Aufhebungsvertrages 
vom 14. Mai 1991 bei der Beklagten ausgeschieden, so daß er die 
im RSP festgelegten AnspruchsvorausSetzungen für eine Abfindung 
nicht erfüllt.

b) Soweit der RSP vom 14. September 1991 eine Abfindung nur für 
die Arbeitnehmer vorsieht, denen von der Beklagten aus betriebli­
chen Gründen gekündigt worden ist (§ 4) oder die aufgrund von Be­
triebsänder ungen von der Arbeitgeberin zum Ausscheiden mittels 
eines Aufhebungsvertrages veranlaßt wurden (Kommentar der Be­
triebsparteien zum RSP) verstößt er nicht gegen § 75 BetrVG. Der 
Senat hat in seinem Urteil vom 20. April 1994 (- 10 AZR 323/93 - 
AP Nr. 77 zu § 112 BetrVG 1972) einen Verstoß des RSP vom
14. September 1991 gegen § 75 BetrVG verneint und die V/irksamkeit 
des RSP bejaht. Er hat dabei zugrundegelegt, daß nach der ständi-
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gen Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts die Betriebspartner 
bei der Aufstellung eines Sozialplans in ihrer Entscheidung frei 
sind, welche Nachteile der von einer Betriebsänderung betroffenen 
Arbeitnehmer sie in welchem Umfang ausgleichen oder mildern wol­
len. Danach können die Betriebspartner von einem Nachteilsaus­
gleich auch gänzlich absehen oder nach der Vermeidbarkeit der 
Nachteile unterscheiden (vgl. Senatsurteil vom 20. April 1994 
- 10 AZR 323/93 - aaO, m.w.N.). Dabei hat der Senat ausgeführt, 
daß Arbeitnehmer, die durch einen vom Arbeitgeber veranlaßten 
Aufhebungsvertrag oder durch eine vom Arbeitgeber veranlaßte Ei­
genkündigung aus dem Arbeitsverhältnis ausscheiden, hinsichtlich 
derFolgen der Betriebsänderung den gekündigten Arbeitnehmern 
gleichzustellen sind; davon sind auch die Betriebspartner in 
ihrem Kommentar zum RSP ausgegangen.

c) Voraussetzung für einen Anspruch auf die Sozialplanabfindung 
bei Abschluß eines Aufhebungsvertrages oder Ausspruch einer Ei­
genkündigung ist jedoch, daß diese vom Arbeitgeber gerade im Hin­
blick auf eine geplante Betriebsänderung veranlaßt sind. Der Auf­
hebungsvertrag - oder die Eigenkündigung - muß an die Stelle 
einer im Zuge der geplanten Betriebsänderung sonst notwendig wer­
denden Arbeitgeberkündigung treten. Die Betriebsänderung muß 
daher der Grund für die Beendigung des Arbeitsverhältnisses sein. 
Wie der Senat in dem Urteil vom 20. April 1994 (- 10 AZR 323/93 - 
aaO) ausgeführt hat, ist ein Aufhebungsvertrag in der Regel nur 
dann durch die geplante Betriebsänderung veranlaßt, wenn der Ar­
beitgeber diese zumindest in Umrissen dargelegt und den betref­
fenden Arbeitnehmer darauf hinge;viesen hat, daß auch in dem Be­
reich, in dem er tätig ist, ein möglicherweise auch ihn betref-
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fender Personalabbau zu erwarten ist.

d) Nach diesen Grundsätzen hat der Kläger den Aufhebungsvertrag 
vom 14. Mai 1991 nicht auf Veranlassung der Beklagten in diesem 
Sinne geschlossen. Zum Zeitpunkt des Abschlusses des Aufhebungs­
vertrages am 14. Mai 1991 hatte die Beklagte zwar bereits am
15. Januar 1991 auf einer Betriebsversammlung, sowie am 17. Janu­
ar 1991 in einer Dienstberatung des Bereichsdirektors den sich in 
Kurzarbeit befindlichen Arbeitnehmern allgemein angeraten, sich 
selbständig nach neuen Arbeitsmöglichkeiten umzusehen, weil die 
Braunkohlenförderung auf mindestens die Hälfte reduziert werde. 
Von der Beklagten war aber noch nicht einmal in Umrissen darge­
legt worden, welche Betriebsänderung sie plane, und welche Ar­
beitnehmer von Entlassungen betroffen werden würden. Folglich 
hatte der Kläger am 14. Mai 1991 noch keinen Grund zu der Annah­
me, sein Arbeitsvertrag werde im Zuge der zu erwartenden Umstruk­
turierungen im Zusammenhang mit der Reduzierung des Braunkohlen­
abbaus wegen einer fehlenden Beschäftigungsmöglichkeit bei der 
Beklagten gekündigt werden. Daß womöglich noch Weiterbeschäfti­
gungsmöglichkeiten im Betrieb der Beklagten gegeben waren, zeigt 
sich insbesondere auch daran, daß der Kläger sich auf zwei inter­
ne Stellenausschreibungen - wenn auch erfolglos - beworben hat.

e) Die Aufklärungsrüge des Klägers nach § 139 ZPO, das Landes­
arbeitsgericht habe den Zeugen Hermann M zu Unrecht nicht zu
der konkreten Äußerung auf der Betriebsversammlung vom 15. Januar 
1991 vernommen, geht ins Leere, da das Landesarbeitsgericht die 
vom Kläger behauptete Äußerung seiner Entscheidung zugrundegelegt 
hat.
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2. Ein Anspruch des Klägers auf Zahlung der geltend gemachten 
Abfindung kann auch nicht auf den Gleichbehandlungsgrundsatz ge­
stützt werden.

Es verstößt nicht gegen den Gleichbehandlungsgrundsatz, wenn 
Arbeitnehmer, die aufgrund eines nicht vom Arbeitgeber veranlaß- 
ten Aufhebungsvertrages aus dem Arbeitsverhältnis ausgeschieden 
sind, von Abfindungsansprüchen im Sozialplan ausgenommen werden. 
Der arbeitsrechtliche Gleichbehandlungsgrundsatz verbietet nur 
eine sachfremde Schlechterstellung einzelner Arbeitnehmer gegen­
über anderen Arbeitnehmern in vergleichbarer Lage. Eine sachfrem­
de Differenzierung liegt jedoch nur vor, wenn es für die unter­
schiedliche Behandlung keine billigenswerten Gründe gibt, sich 
diese vielmehr als sachwidrig und willkürlich erweist (ständige 
Rechtsprechung des BAG vgl. Urteil des Senats vom 28. Oktober 
1992 - 10 AZR 129/92 - AP Nr. 66 zu § 112 BetrVG 1972; Urteil vom 
20. April 1994 - 10 AZR 323/93 - aaO, zu dem hier in Streit ste­
henden RSP). Dabei ist es sachlich gerechtfertigt, wenn die Be­
triebspartner in einem Sozialplan davon ausgehen, daß Arbeitneh­
mer, die von sich aus ihr Arbeitsverhältnis beenden, dies nur 
tun, wenn sie bereits eine neue Arbeitsstelle gefunden haben und 
damit keinen Arbeitsplatz verlieren. Der Umstand, daß dieses neue 
Arbeitsverhältnis eine geringere Sicherheit bietet als das bishe­
rige, kann zwar für den Arbeitnehmer ein wirtschaftlicher Nach­
teil sein; die Betriebspartner sind aber nicht gehalten, jeden 
wirtschaftlichen Nachteil auszugleichen oder zu mildern. Sie kön­
nen daher auch regeln, daß solche Arbeitnehmer keine Abfindung 
erhalten (BAG Beschluß vom 23. April 1985 - 1 ABR 3/81 - BAGE 48,
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294 = AP Nr. 26 zu § 112 BetrVG 1972; Urteil vom 20. April 1994 
- 10 AZR 323/93 - aaO, zu dem hier im Streit stehenden RSP).

Danach ist es im vorliegenden Fall nicht sachwidrig, wenn 
solche Arbeitnehmer keine Abfindung erhalten, die aufgrund eines 
Aufhebungsvertrages, der nicht von der Beklagten veranlaßt worden 
ist, aus dem Arbeitsverhältnis ausgeschieden sind.

3. Ein Anspruch des Klägers auf die Abfindung aus dem RSP kann 
auch nicht auf den Aufhebungsvertrag vom 14. Mai 1991 gestützt 
werden. Die Regelung im Aufhebungsvertrag, wonach in einem Sozi­
alplan vereinbarte Leistungen, auf die die betroffenen Werktäti­
gen Anspruch haben, rückwirkend gelten sollen, führt nicht dazu, 
daß der Kläger ohne Vorliegen der Voraussetzungen die Sozialplan­
abfindung geltend machen kann. Wie das Landesarbeitsgericht zu 
Recht erkannt hat, ist diese Vereinbarung vielmehr so auszulegen 
(§§ 133, 157 BGB), daß den durch Aufhebungsvertrag ausscheidenden 
Arbeitnehmern in einem späteren Sozialplan eingeräumte Rechte er­
halten bleiben. Dies setzt jedoch-voraus, daß die betroffenen Ar­
beitnehmer die AnspruchsvorausSetzungen des Sozialplanes erfül­
len. Wie unter II 1 dargestellt, sind bei dem Kläger die An­
spruchsvoraussetzungen für die Sozialplanabfindung nach dem RSP 
vom 14. September 1991 jedoch nicht gegeben, da er nicht aufgrund 
eines von der Beklagten veranlaßten AufhebungsVertrages aus dem 
Arbeitsverhältnis ausgeschieden ist.

Der Kläger hat somit keinen Anspruch auf die mit der Klage 
geltend gemachte Abfindung. Da seine Klage unbegründet ist, ist 
die Revision zurückzuweisen.
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III. Die Kostenentscheidung folgt aus § 97 Abs. 1 ZPO.

Matthes Hauck Bock
Lindemann Walther
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